
 
 
 
 
Niederschrift 
 
über die Sitzung des Gemeinderates der Ortsgemeinde Mommenheim 
( öffentlicher Teil ) 
 
vom 16.04.2026 
 
in Mommenheim, Gemeindehalle Mommenheim, Am Sportfeld 2 
 
 
Beginn: 19:00 Uhr Ende: 19:43 Uhr 
  

 
 
Stimmberechtigt: 
 
Anna Seibert 1. Beigeordnete und Vorsitzende J A 
André Degener 2. Beigeordneter und Ratsmitglied J A 
Niclas Hamann 3. Beigeordneter und Ratsmitglied J A 
Berthold Windisch Ratsmitglied J A 
Marc-André Herberg Ratsmitglied J A 
Wolfgang Kurzke Ratsmitglied J A 
Frank Windisch Ratsmitglied J A 
Markus Gall Ratsmitglied J A 
Jens Windisch Ratsmitglied J A 
Peter Maurer Ratsmitglied J A 
Arno Stüber Ratsmitglied J A 
Eva Popper Ratsmitglied J A 
Tobias Demmig Ratsmitglied J A 
Werner Popper Ratsmitglied J A 
Anne Geißenhöner-Schäfers Ratsmitglied J A 

 
Entschuldigt: 
 
Rainer Raab Ortsbürgermeister J E 
Jutta Friesenecker Ratsmitglied J E 
Werner Seekatz Ratsmitglied J E 
Michael Biegel Ratsmitglied J E 
Wolfgang von Massow Ratsmitglied J E 
Jonathan Rehm Ratsmitglied J E 

 
Für die Verwaltung: 
 
Jutta Hoff 4. Beigeordnete  V A 
Elvira Gall Schriftführung V A 
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Die Mitglieder des Gemeinderates der Ortsgemeinde Mommenheim sind mit der Einladung 
vom 08.04.2026 auf Donnerstag, 16.04.2026, 19:00 Uhr, unter Mitteilung der Tagesordnung 
einberufen worden. Tag, Zeit und Ort sowie Tagesordnung waren öffentlich bekannt gegeben. 
 
Die Vorsitzende stellt bei Eröffnung der Sitzung fest, dass form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. 
 
Der Gemeinderat ist nach Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
 
Seitens der Verwaltung wird TOP 2 wegen Klärungsbedarf von der Tagesordnung genommen. 
 
Der Gemeinderat stimmt der Änderung der Tagesordnung einstimmig zu. 
 
Ratsmitglied Frank Windisch stellt den Antrag auf Erweiterung der Tagesordnung im 
nichtöffentlichen Teil der Sitzung um den Punkt „Beratung über den Bau einer IGS in 
Mommenheim“. 
Die Vorsitzende weist darauf hin, dass hierzu die Zustimmung von 2/3 den anwesenden 
Ratsmitgliedern erforderlich ist. 
 
Abstimmungsergebnis: Einstimmige Zustimmung. 
 
Somit wird der Punkt als TOP 1 im nichtöffentlichen Sitzungsteil behandelt. 
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Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1. Einwohnerfragestunde 

 
2. Ergänzungswahlen zu den Gemeindeausschüssen 

(Vorlagen-Nummer: 037/2026/0019) 
 

3. Erlass einer Satzung zur Festsetzung der Hebsätze der Gewerbesteuer und Grundsteuer  
A und B 
(Vorlagen-Nummer: 037/2026/0018) 
 

4. Mommenheim; Abweichungsantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 i.V.m. § 31 
Abs. 2 BauGB;  
Hier: Am Lazarienpfad; Flur 6, Flurstück 35/61  
Fristende: 06.05.2026 
Einfamilien-Wohnhaus mit 2 Stellplätzen (Garage) mit Abgrabungen 
(Vorlagen-Nummer: 037/2026/0014) 
 

5. Mommenheim; Bauantrag mit Abweichungsantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 
i.V.m. § 31 Abs. 2 BauGB;  
Hier: Traminerstraße; Flur 9, Flurstück 594 
Fristende: 06.05.2026 
Errichtung eines Nebengebäudes für Fahrräder und Gartengeräte mit Abweichungsantrag 
zur Überschreitung der Baugrenze 
(Vorlagen-Nummer: 037/2026/0015) 
 

6. Mommenheim; Abweichungsantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 i.V.m. § 31 
Abs. 2 BauGB;  
Hier: Am Lazarienpfad; Flur 6, Flurstück 35/9  
Fristende: 11.05.2026 
Abweichung zu genehmigten Bauantrag bezüglich Überschreitung Höhe Mülleinhausung 
(Vorlagen-Nummer: 037/2026/0016) 
 

7. Mitteilungen 
 

8. Anfragen 
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Tagesordnung 
 

Öffentlicher Teil 
 
1.  Einwohnerfragestunde  

 
Schriftlich liegen keine Einwohneranfragen vor. 
Mündlich werden keine Anfragen gestellt. 
 
 
 
 
2.  Ergänzungswahlen zu den Gemeindeausschüssen 

(Vorlagen-Nummer: 037/2026/0019)  
 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Herr Dominic Kraus hat am 24.02.2026 sein Ausschussmandat niedergelegt. Damit enden 
auch die Mitgliedschaften in den Ausschüssen. 
 
§ 44 Bildung von Ausschüssen 

(1) Der Gemeinderat kann für bestimmte Aufgabenbereiche zur Vorbereitung seiner 
Beschlüsse oder zur abschließenden Entscheidung Ausschüsse bilden. Die Ausschüsse 
setzen sich entweder nur aus Ratsmitgliedern oder aus Ratsmitgliedern und sonstigen 
wählbaren Bürgern der Gemeinde zusammen; mindestens die Hälfte der Mitglieder 
eines Ausschusses soll jedoch Ratsmitglied sein. Personen, deren Amt nach den 
Bestimmungen dieses Gesetzes oder des Kommunalwahlgesetzes mit dem Amt 
eines Mitglieds des Gemeinderats nicht vereinbar ist, können einem Ausschuss 
nicht angehören. 
 
(2) Der Gemeinderat bestimmt das Nähere über die Zahl, die Aufgaben und die 
Bezeichnung der Ausschüsse sowie die Mitgliederzahl und die Zahl der sonstigen 
wählbaren Bürger der Gemeinde in den einzelnen Ausschüssen. Diese Bestimmungen 
können auch durch die Hauptsatzung getroffen werden. 
 

Anmerkung der Verwaltung: 
Bei der Wahl der Stellvertreter ist darauf zu achten, dass nur Ratsmitglieder, 
Ratsmitglieder vertreten können und nur sonstige wählbare Bürger durch solche 
vertreten werden können. Ratsmitglieder werden grundsätzlich nicht als sonstige 
wählbare Bürger gezählt. 

 
§ 45 Mitgliedschaft in den Ausschüssen 

(1)  Die Mitglieder der Ausschüsse und ihre Stellvertreter werden auf Grund von 
Vorschlägen der im Gemeinderat vertretenen politischen Gruppen (Ratsmitglieder oder 
Gruppe von Ratsmitgliedern) gewählt. Wird nur ein Wahlvorschlag gemacht, so ist 
hierüber abzustimmen; die vorgeschlagenen Personen sind gewählt, wenn die Mehrheit 
der gesetzlichen Zahl der Mitglieder des Gemeinderats dem Wahlvorschlag zustimmt. 
Werden mehrere Wahlvorschläge gemacht, so werden die Ausschussmitglieder nach 
den Grundsätzen der Verhältniswahl gewählt; für die Zuteilung der Sitze gilt § 41 Abs. 1 
und 2 des Kommunalwahlgesetzes entsprechend. Ersatzleute werden auf Vorschlag der 
politischen Gruppe, von der das ausgeschiedene Ausschussmitglied vorgeschlagen 
worden war, durch Mehrheitswahl gewählt. 
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(2)  Wird kein Wahlvorschlag gemacht, so werden die Ausschussmitglieder nach den 
Grundsätzen der Mehrheitswahl (§ 33 Abs. 1 des Kommunalwahlgesetzes) gewählt. 
 
3)  Ändert sich das Stärkeverhältnis der im Gemeinderat vertretenen politischen 
Gruppen, so sind die Ausschussmitglieder gemäß Absatz 1 neu zu wählen, wenn sich 
auf Grund des neuen Stärkeverhältnisses eine andere Verteilung der Ausschusssitze 
ergeben würde. 
  

Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Wahl in offener Abstimmung vorzunehmen 
(§ 40 Abs. 5 GemO). 
 
Der Gemeinderat wählt: 
 
1. Für den Ausschuss für Kultur und Soziales Mommenheim folgende Besetzung: 
Als Ausschussmitglied den sonstigen wählbaren Bürger: 
_____________________________________ 
Als erste Vertretung den sonstigen wählbaren Bürger:  Andi Ruthard 
Als zweite Vertretung den sonstigen wählbaren Bürger:  Dr. Maike Kiesewetter 
 
 
2. Für den Ausschuss für Liegenschaften, Verkehr, Bau und Dorferneuerung Mommenheim 
folgende Besetzung: 
Als Ausschussmitglied den sonstigen wählbaren Bürger: 
_____________________________________ 
Als Vertretung den sonstigen wählbaren Bürger: Hans-Peter Brook 
 
3. Der Gemeinderat wählt      zum Stellvertreter für Herrn Marcos 
Martins Cabral im Rechnungsprüfungsausschuss. 
 
 
Hinweis: Das Stimmrecht des/der Vorsitzenden ruht bei Wahlen gem. § 36 Abs. 3 
GemO. 
Des Weiteren finden die Bestimmungen des § 22 Abs. 1 GemO bei Wahlen keine 
Anwendung (§ 22 Abs. 3 GemO). 
 
Beratung und Beschluss: 
 
Der Tagesordnungspunkt wurde seitens der Verwaltung wegen Klärungsbedarf von der 
Tagesordnung abgesetzt. 
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3. Erlass einer Satzung zur Festsetzung der Hebsätze der Gewerbesteuer und 
Grundsteuer  A und B 
(Vorlagen-Nummer: 037/2026/0018) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
In 2025 wurden die Hebesätze der von der Gemeinde Mommenheim erhobenen Steuersätze 
erstmals in einer separaten Hebesatzsatzung festgelegt statt wie bis dahin in der 
Haushaltssatzung.  
Dies geschah um im Rahmen der Grundsteuerneubewertung die Steuerbescheide 
unabhängig von der Haushaltsatzung bzw. Haushaltsberatung bearbeiten zu können und das 
angeschlagene Vertrauen der Bürger nicht weiter zu belasten.  
In 2026 sollten dann die Hebesätze wieder in der Haushaltssatzung mit  beschlossen werden.  
Es hat im Laufe des Jahres 2025 ergeben, dass die separate Festsetzung in einer eigenen 
Satzung zu deutlicher Verwaltungsvereinfachung geführt hat.  
Das System soll beibehalten werden.  
Da die ursprüngliche Hebesatzsatzung jedoch mit einem Auslaufdatum gestaltet war, bedarf 
es der neuen Festsetzung in einer unbefristeten Satzung.  
Der Gemeinde entsteht durch den Erlass der Satzung vor dem 30.06.2026 kein Schaden.  
Die Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2026 in Kraft. 
  
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Satzung in der Anlage. 
 
Beratung: 
 
Die 1. Beigeordnete verweist auf die Beschlussvorlage vom 19.03.2026 und erläutert zum 
Sachstand, dass die Hebesätze 2025 in einer separaten Hebesatzung festgelegt wurden. 
Daher ist die Satzung für 2026 und für folgende Jahre erneut zu beschließen, rückwirkend zum 
01.01.2026. 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die vorliegende Satzung. 
 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig mit 13 Ja-Stimmen. 
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4. Mommenheim; Abweichungsantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 i.V.m. 
§ 31 Abs. 2 BauGB;  
Hier: Am Lazarienpfad; Flur 6, Flurstück 35/61  
Fristende: 06.05.2026 
Einfamilien-Wohnhaus mit 2 Stellplätzen (Garage) mit Abgrabungen 
(Vorlagen-Nummer: 037/2026/0014) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 06.05.2026 
 
• Abweichungsantrag  
 
Gegenstand des Abweichungsantrages ist die Errichtung eines Einfamilien-Wohnhauses mit 
2 Stellplätzen (Garage) mit Abgrabungen. 
 
Das Grundstück befindet sich im Geltungsbereich eines rechtsverbindlichen 
Bebauungsplanes (§ 30 BauGB) mit Bezeichnung „Am Lazarienpfad“.  
Die Bauunterlagen wurden im Freistellungsverfahren nach § 67 LBauO eingereicht. Das 
Vorhaben entspricht mit Ausnahme der beantragten Abgrabungen den Festsetzungen des 
Bebauungsplans. 
 
Gemäß den textlichen Festsetzungen (Ziffer 2.2.2) sind Abgrabungen und Aufschüttungen des 
natürlich anstehenden Geländes auf den Baugrundstücken grundsätzlich nur bis zu einer 
Höhe von maximal 1,25 m zulässig. Nach den vorliegenden Planunterlagen überschreiten die 
vorgesehenen Abgrabungen dieses Maß.   
 
Die Grundzüge der Planung werden durch die Abweichung nicht berührt. Die Abgrabungen 

betreffen den rückwärtigen Grundstücksbereich und wirken sich nicht prägend auf das 

Straßen- und Ortsbild aus. Eine Beeinträchtigung nachbarlicher Interessen ist nicht ersichtlich. 

Zudem ist die Abweichung städtebaulich vertretbar und mit den öffentlichen Belangen 

vereinbar. Ein negativer Vorbildcharakter für das Plangebiet ist nicht zu erwarten. 

Aus städtebaulichen und bauplanungsrechtlichen Gründen bestehen daher gegen die 
beantragte Befreiung keine Bedenken. Die städtebauliche Ordnung im Plangebiet wird 
hierdurch nicht beeinträchtigt. 
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat erteilt das Einvernehmen gemäß § 36 i.V.m. § 31 Abs. 2 und stimmt der 
Abweichung gemäß § 31 Abs. 2 BauGB hinsichtlich der Abgrabungen zu. 
 
Beratung: 
 
Der 2. Beigeordnete verweist auf die Beschlussvorlage vom 10.03.2026 und erläutert den 
Sachstand. 
 
Beschluss: 
 
Nach eingehender Beratung erteilt der Gemeinderat das Einvernehmen gemäß § 36 i.V.m. § 
31 Abs. 2 und stimmt der Abweichung gemäß § 31 Abs. 2 BauGB hinsichtlich der Abgrabungen 
zu. 
 
Abstimmungsergebnis: 6 Ja-Stimmen,  1 Nein-Stimme,  6 Stimmenthaltungen. 
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5. Mommenheim; Bauantrag mit Abweichungsantrag; Beteiligung der Gemeinde 
gemäß § 36 i.V.m. § 31 Abs. 2 BauGB;  
Hier: Traminerstraße; Flur 9, Flurstück 594 
Fristende: 06.05.2026 
Errichtung eines Nebengebäudes für Fahrräder und Gartengeräte mit 
Abweichungsantrag zur Überschreitung der Baugrenze 
(Vorlagen-Nummer: 037/2026/0015) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 06.03.2026 
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist die Errichtung eines Nebengebäudes für Fahrräder und 
Gartengeräte. 
 
Das Grundstück befindet sich im Geltungsbereich eines rechtsverbindlichen 
Bebauungsplanes (§ 30 BauGB) mit Bezeichnung „Auf der Schanz, 4. Änderung“. 
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Das Bauvorhaben löst keinen Mehrbedarf an Stellplätzen aus. 
 
 
• Abweichung (Befreiung) von bauaufsichtlichen Anforderungen   
 
Gegenstand des Antrages auf Abweichung von bauaufsichtlichen Anforderungen ist die 
Überschreitung der festgesetzten Baugrenze um 2,95 m.   
 
Gemäß Nummer 10 der textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes sind Nebenanlagen 
nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen, das heißt zwischen Baugrenze 
beziehungsweise Baulinie und hinterer Baugrenze, zulässig. 
 
Der Antragsteller beabsichtigt, im rückwärtigen Grundstücksbereich ein Nebengebäude zur 
Unterbringung von Fahrrädern und Gartengeräten mit einem Vordach als zusätzliche 
Abstellfläche für Fahrräder zu errichten. Hierfür wird die hintere Baugrenze im rückwärtigen 
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Grundstücksbereich um 2,95 m überschritten. Das Nebengebäude soll zudem als Sichtschutz 
zum Nachbargrundstück dienen. 
 
Aus städtebaulichen und bauplanungsrechtlichen Gründen bestehen gegen die beantragte 
Befreiung keine Bedenken. Die Grundzüge der Planung werden durch die Überschreitung der 
Baugrenze nicht berührt, da es sich um eine untergeordnete Nebenanlage im rückwärtigen 
Grundstücksbereich handelt, die keine prägende Wirkung auf das Baugebiet entfaltet. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat  

A) erteilt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB zum vorliegenden Bauantrag.    

und stimmt der Abweichung gemäß § 31 Abs. 2 BauGB hinsichtlich der Überschreitung der 
Baugrenze zu. 
 
Beratung: 
 
Der 2. Beigeordnete verweist auf die Beschlussvorlage vom 10.03.2026 und erläutert den 
Sachstand. 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat  
 
A) erteilt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB zum vorliegenden Bauantrag. 
B) und stimmt der Abweichung gemäß § 31 Abs. 2 BauGB hinsichtlich der Überschreitung der 
Baugrenze zu. 
 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig mit 15 Ja-Stimmen. 
 
 
 
  



Sitzung des Gemeinderates der Ortsgemeinde Mommenheim vom 16.04.2026 

Seite 11 

 

 

6. Mommenheim; Abweichungsantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 i.V.m. 
§ 31 Abs. 2 BauGB;  
Hier: Am Lazarienpfad; Flur 6, Flurstück 35/9  
Fristende: 11.05.2026 
Abweichung zu genehmigten Bauantrag bezüglich Überschreitung Höhe 
Mülleinhausung 
(Vorlagen-Nummer: 037/2026/0016) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 11.05.2026 
 
• Abweichungsantrag  
 
Gegenstand des Antrages auf Abweichung von bauaufsichtlichen Anforderungen ist die 
Überschreitung der maximal zulässigen Höhe der Mülleinhausung. 
 
Das Grundstück befindet sich im Geltungsbereich eines rechtsverbindlichen 
Bebauungsplanes (§ 30 BauGB) mit Bezeichnung „Am Lazarienpfad“. 
 
Gemäß Ziffer 2.2.4 „Mülltonnenstandplätze“ der textlichen Festsetzungen des 
Bebauungsplanes sind Mülltonnenstandplätze mit einem festen Sichtschutz und/oder einer 
Bepflanzung zu umgeben. Die Höhe dieser Anlagen darf maximal 1,50 m betragen. 
 
Der Antragsteller begründet die beantragte Abweichung damit, dass zur Erreichung des 
Energieeffizienzhausstandards EH 40 mit Wärmeversorgung aus 100 % eigenerzeugten 
Energien, entsprechend den Berechnungsgrundlagen des Gebäudeenergiegesetzes (GEG), 
zusätzlich zu den Dachflächen des Wohngebäudes weitere Flächen zur Installation von 
Photovoltaikmodulen erforderlich sind. Hierzu soll auch die Mülleinhausung mit PV-Modulen 
ausgestattet werden. Dies macht eine Überdachung der Anlage erforderlich, wodurch die im 
Bebauungsplan festgesetzte maximale Höhe von 1,50 m überschritten wird. Die überdachte 
Mülleinhausung soll gestalterisch ansprechend ausgeführt und mit hochwertigen Materialien 
(Stahl, Aluminiumblech und Lärchenholz) errichtet werden. Das Dach ist zudem als ökologisch 
wertvolles Gründach vorgesehen. 
 
Im vorliegenden Fall kann von den Festsetzungen des Bebauungsplanes eine Ausnahme 
(Befreiung) zugelassen werden, da die Grundzüge der Planung nicht berührt werden, die 
Abweichung städtebaulich Vertretbar ist und die Abweichung auch unter Würdigung 
nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist. 
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Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Das Bauvorhaben löst keinen Mehrbedarf an Stellplätzen aus.  
 
Anlage(n): _Genehmigung vom 18.09.2024  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat erteilt das Einvernehmen gemäß § 36 i.V.m § 31 Abs. 2 BauGB zum 
vorliegenden Abweichungsantrag und stimmt der Überschreitung der zulässigen Höhe der 
Mülleinhausung zu. 
 
Beratung: 
 
Der 2. Beigeordnete verweist auf die Beschlussvorlage vom 12.03.2026 und erläutert den 
Sachstand. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig mit 15 Ja-Stimmen. 
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7. Mitteilungen  
 
Die Vorsitzende teilt mit, dass der Schulträgerausschuss den Neubau einer IGS auf 
Mommenheimer Gemarkung beschlossen hat. 
 
b) Der 2. Beigeordnete teilt mit, dass der Investor des Bauprojektes „sozialer Wohnungsbau“, 
im Neubaugebiet „Am Lazariuspfad“, zur Planung noch Änderungswünsche mitgeteilt hat.  
Diese werden als TOP in der nächsten Ausschusssitzung behandelt. 
 
 
 
 
8. Anfragen  

 
Schriftliche Anfragen im Sinne der Geschäftsordnung liegen nicht vor. 
 
Auf die mündliche Anfrage von Ratsmitglied Jens Windisch nach dem Sachstand 
Gewerbegebiet erläutert der 2. Beigeordnete, dass die Kaufverträge vorbereitet werden. 
Bestehende Unklarheiten hinsichtlich Überfahrtsrechten sind zu klären. 
Die Grundstücksnachfrage übersteigt das Angebot um ca. das Doppelte. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Vorsitzende Schriftführung 
  
  
Anna Seibert  Elvira Gall 
1. Beigeordnete   

 
 
 


